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AMT DER O. Ö. LANDESREGIERUNG 
Verf(Präs) - 1219/5 - Rt/Di Linz, am 3. Ap,ri 1 1984 

Bundesgesetz, mit dem das 
Preisgese tz geändert wird 
(Preisgesetz-Novelle 1984); 
Entwurf - Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
1017 Wie n 

. ".! ;' - '-7fJ��i . '(2y : 
" ·--------......... (-1..>:1_____ __ -C I .'Q. __ ... I 

In der Beilage werden 25 Mehrabdrucke der h. Stellungnahme 

zu dem vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe und In­

dustrie versandten Gesetzentwurf übermittelt. 

25 Beilagen 

Für die o.ö. Landesregierung: 

Hö r t e n h u b  e r 

Landesamtsdirektor 

Für die Richtigkeit 
der �: 
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AMT DER O. O. LANDESREGIERUNG 
Verf(Präs) - 1219/5 - Rt/Di 

Bundesgesetz, mit dem das 
Preisgesetz geändert wird 
(Preisgesetz-Novelle 1984); 
Entwurf - Stellungnahme 

Zu CZ 38343/1-111-7/84 v. 24.2 . 1984 

An das 

Bundesministerium fUr 
Handel, Gewerbe und Industrie 

Stubenring 1 
1011 W i e n 

Linz, am 3. April 1984 

Das Amt der o.ö. Landesregierung beehrt sich, zu dem mit 

der do. Note vom 24. Februar 1984 versandten Gesetzent­

wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Art. I: 

Mit der Verfassungsbestimmung des Art. I soll dem Bund er­

heut für zwei Jahre die Gesetzgebungs- und Vollziehungs­

kompetenz für solche Belange der Preisregelung übertragen 

werden, für die das B-VG grundsätzlich eine andere Kompe­

tenzverteilung vorsieht. 

Diese Vorgangsweise muß vom Standpunkt der vom h. Amt zu 

wahrenden Interessen abgelehnt werden, da damit neuerlich 

einer zentralistischen Kompetenzkonzentration der Vorzug 

gegenüber der Erzielung einvernehmlicher, dem Geist einer 

bundesstaatlichen Ordnung entsprechender Lösungen gegeben 

wird . 

b.w. 
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Durch die regelmäßig wiederkehrende Verlängerung dieser 

Sonderkompetenz kommt es im übrigen zu einer Kompetenzver­

schiebung zu ungunsten der Länder, der höchstens dann zu­

gestimmt werden könnte, wenn sie das Ergebnis von Ver­

handlungen zwischen dem Bund und den Ländern wäre und die 

Länder eine entsprechende Gegenleistung an Zuständigkeiten 

erhiel ten. 

Zu Art. 11 Z. 2: 

Gegen das im ersten Satz des § 14 b vorgesehene Aufrech­

nungsverbot ist einzuwenden, daß es im Gegensatz zur sinn­

vollen und überwiegend anzutreffenden Praxis in der Wirt­

schaft steht. So führen etwa die vielfältigen wirtschaft­

lichen Beziehungen zwischen Landwirten, Milchverarbeitungs­

betrieben, Lagerhausgenossenschaften oder Landesprodukten­

händlern sehr häufig zu gegenseitigen Forderungen (Milch­

lieferung gegen Milchproduktenkauf durch Lieferanten, Getrei­

delieferung gegen Betriebsmittellieferung)o Im Interesse 

einer kostengünstigen Betriebsführung und einer von den land­

wirten gewünschten Finanzierung des Betriebsmitteleinkaufes 

ist die Aufrechnung sinnvoll und unverzichtbaro Darüber 

hinaus werden ZoB. im direkten Zusammenhang mit der Lieferung 

von Milch von den Milchverar�itungsbetrieben verschiede�ste 

Leistungen, wie Vorfinanzierungen u.dgl. erbracht, welche 

mit der Milchlieferung aufgerechnet werden. 

Auf Grund dieser wirtschaftlichen Gegebenheiten sollte eine 

Aufrechnung zumindest dann zulässig sein, wenn derjenige, 

für dessen Erzeugnisse Fest- oder Mindestpreise bestimmt 

sind, einer Aufrechnung ausdrücklich (allenfalls schriftlich) 

zustimmt 0 

Zu Arto 11 Zo 3: 

Durch den neuen § 15 a, der unter anderem eine Unter­

sch1!!itung von Fest- oder Mi,ndestpreisen unter Straf sanktionen 
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stellt, soll eine gewisse Lücke im Preisgesetz seit der 

Preisgesetz-Novelle 1982 geschlossen werden. Die Notwendig­

keit einer solchen Strafbestimmung hat sich allerdings im 

h. Vollzugsbereich im Hinblick auf die bestehenden wett­

bewerbsrechtlichen Sanktionen bis jetzt nicht ergeben. 

25 Mehrabdrucke dieser Stellungnahme werden u. e. dem Präsi­

dium des Nationalrates übermittelt. 

Für die o.ö. Landesregierung: 

H ö r  t e n h u b  e r 

Landesamtsdirektor 

I 
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